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Skript zur Vorlesung - Wirtschaftsstrafrecht SS 2007
Kapitalanlagebetrug und Kreditbetrug
A.
Kapitalanlagebetrug nach § 264a StGB 

I.
Allgemeines

1.
Geschütztes Rechtsgut und Verhältnis zu anderen Delikten

Geschützt wird das Vermögen von Kapitalanlegern sowie darüber hinaus die Lauterkeit des Kapitalanlageverkehrs bzw. das gesellschaftliche Vertrauen in diese Lauterkeit. 

§ 263 StGB spielt vor allem dann eine Rolle, wenn es beim getäuschten Anleger tatsächlich zu einem Vermögensschaden gekommen ist (was für die Vollendung Strafbarkeit des § 264a StGB nicht von ausschlaggebender Bedeutung ist). Nach h.M. konkurrieren §§ 263 und 264a StGB idealiter, § 52 StGB. 
Tateinheit ist auch möglich mit § 38 I Nr. 4 StGB i.V.m. § 20a WpHG (Kursbetrug und Verleitung zur Börsenspekulation) sowie mit § 4 UWG a.F. und mit §§ 399, 400 AktG. 

2.
Betrugsähnlichkeit

§ 264a StGB hat durch das Täuschungselement eine Ähnlichkeit zum Betrug. 

3.
Unterschiede zum Betrug

Im objektiven Tatbestand fehlen die Merkmale des Irrtums, der Vermögensverfügung und des Vermögensschadens, auch wenn vielfach aufgrund der Täuschung diese Merkmale gegeben sein werden. Jedoch ist dies für die Vollendung Strafbarkeit nicht von ausschlaggebender Bedeutung, weil auch bei § 264a StGB (vergleichbar mit § 264 StGB) die Strafbarkeit vorverlagert wird. Auch bei 3 264a StGB handelt es sich daher um ein abstraktes Gefährdungsdelikt. 

II.
Einzelheiten zum Tatbestand des § 264a StGB 
1.
Objektiver Tatbestand

a)
Täter

§ 264a StGB ist grundsätzlich ein Jedermannsdelikt, wenngleich § 264a StGB natürlich ein Kapitalanlagebezug aufweisen muss und damit tatsächlich nur bestimmte Täter in Betracht kommen werden.

b)
Kapitalanlagebezug

Der Tatbestand bezieht sich nur auf bestimmte Anlageformen, und zwar:

aa)
Wertpapiere

Dies sind Urkunden, die mit einem privaten Recht in einer spezifischen und engen Verbindung stehen. Die Urkunde dient nicht lediglich dem Beweis eines außerhalb der Urkunde existenten Rechts, sondern verbrieft diese darüber hinaus dergestalt, dass zur Geltendmachung des Rechts die Inhabung der Urkunde erforderlich ist.

bb)
Bezugsrechte

Hier ist nicht der gesellschaftsrechtliche Begriff gemeint, da gesellschaftsrechtliche Bezugsrecht mit der Mitgliedschaft (etwa als Aktionär) untrennbar verbunden sind. Nach der herrschen strafrechtlichen Begriffsbestimmung handelt es sich daher bei Bezugsrechten um unverbriefte Rechte auf den Erhalt von Leistungen, die sich aus einen vom Kapitalanleger erworbenen Stammrecht ableiten. 

cc)
Anteile, die eine Beteiligung an dem Ergebnis eines Unternehmens gewähren sollen

Hierunter fallen alle Geschäfts- und Gesellschaftsanteile (z.B. Kommanditanteile an einer KG). Auch stille Beteiligung oder Beteiligungen an einem Immobilienfonds kommen hier in Frage. Umstritten ist dagegen, ob auch parziarische Darlehen oder Mietpools oder Bauherren‑, Bauträger- und Erwerbermodelle darunter fallen. 

dd)
Anteile an Treuhandvermögen, § 264a II StGB 

Diese Alternative musste deshalb aufgenommen werden, weil die soeben genannten Anlageformen (Wertpapiere, Bezugsrechte, Anteile) vielfach von Treuhändern, die dazwischen geschaltet sind, verwaltet werden.

Ein konkreter Kapitalanlagebezug entsteht allerdings erst dann, wenn die Täuschung in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Vertrieb einer Anlage (Abs. 1 Nr. 1) oder mit dem Angebot, die Einlage auf Anteile zu erhöhen (Abs. 1 Nr. 2) steht. 

‑
Vertrieb ist gleich Veräußerung von Anlagen einschließlich der Anbahnung solcher Geschäfte.

‑
Ein Angebot, die Einlage auf Anteile zu erhöhen, kommt naturgemäß nur bezüglich Anlegern in Frage, die bereits Anteile besitzen und ihre Einlage erhöhen. 

c)
Täuschung

Diese kann auf zweierlei Weise erfolgen. Zum einen dadurch, dass der Täter Angaben macht (positives Tun) oder dass er Tatsachen verschweigt (Unterlassen).

Dabei genügt für das Machen von Angaben, dass die Möglichkeit der Kenntnisnahme von Tatsachen bezogenen Äußerungen durch die im Gesetz genannten Medien besteht (z.B. Prospekte etc.). Nicht erforderlich ist dagegen, dass die Angaben tatsächlich wahrgenommen wurden. Dies kann sich nur für § 264a III StGB ausschlaggebend auswirken!

Für das Verschweigen von Tatsachen spielt § 13 StGB keine Rolle, da es dabei entweder um ein echtes Unterlassungsdelikt handelt (so die h.M.) oder sogar um eine Form der Begehung, weil es dem Machen unvollständiger Angaben gleichkommt.

Umstritten ist dagegen, ob mit „Umständen“ nur Tatsachen gemeint sind. Die h.M. verneint dies und lässt auch Urteile sowie Prognosen ausreichen. Begründet wird dies mit dem Wortlaut, der von „Angaben“ machen spricht. Richtiger dürfte jedoch die Gegenauffassung, die stets Tatsachen fordert, zumal Alt. 2 das Verschweigen von „Tatsachen“ erfordert und nicht einzusehen ist, weshalb der Tatsachenbezug in Alt. 1 völlig fehlen soll.
Die Tatsachen müssen vorteilhaft sein, wenn der Täter über sie unrichtige Angaben macht. Dagegen müssen die Tatsachen nachteilig sein, wenn der Täter sie verschweigt. Das ist jeweils der Fall, wenn das Angebot in ein günstigeres Licht gerückt wird.

Mittel der Täuschung können Prospekte (Werbe- oder Informationsschriften, die den Eindruck erwecken, die für die Beurteilung einer Anlagenentscheidung erheblichen Angaben und die zugleich Grundlage für diese Entscheidung sein sollen) sowie Darstellungen und Übersichten über den Vermögensstand (etwa Bilanzen). 
Schließlich muss die Täuschung gegenüber einem größeren Kreis von Personen begangen werden. Dabei ist lediglich erforderlich, dass der Adressatenkreis quantitativ offen ist. Das Auslegen von Prospekten sowie das Einfließen lassen in systematische Werbung genügt also. Nicht dagegen reicht eine Individualtäuschung aus. Hier kommt dann aber § 263 StGB (Betrug!) in Betracht.

2.
Subjektiver Tatbestand

Notwendig ist Vorsatz, wobei bedingter Vorsatz genügt. Fahrlässigkeit und Leichtfertigkeit reichen nicht aus. Auch ist keine Bereicherungsabsicht erforderlich. 

3.
Tätige Reue

Hier gilt im Wesentlichen das zu § 264 StGB Gesagte (vgl. oben). 

Wichtig ist nur, dass der Täter bei der tätigen Reue den gesamten Personenkreis, an den sich die Täuschung richtete, vor Vermögensverlusten bewahren muss. Der Gesetzeswortlaut („die Leistung“) ist hier also missverständlich und müsste eigentlich heißen „die Leistungen“. 

B.
Kreditbetrug nach § 265b StGB 

I.
Allgemeines

1.
Geschütztes Rechtsgut und Verhältnis zu anderen Delikten

§ 265b StGB schützt neben dem Vermögen der Kreditgeber zusätzlich die Funktionstüchtigkeit des volkswirtschaftlich wichtigen Kreditwesens bzw. das Vertrauen in diese Funktionstüchtigkeit (h.M.; str.).

2.
Betrugsähnlichkeit und Betrugsunterschiede
Auch bei § 265b StGB handelt es sich um ein betrugsähnliches abstraktes Gefährdungsdelikt im Vorfeld des Betruges. Wie schon bei den vorangegangenen Vorschriften enthält auch § 265b StGB ein Täuschungsmerkmal, während Irrtumsregung, Vermögensverfügung und Vermögensschaden nicht vorausgesetzt werden. Auch fehlt es an einer subjektiven Bereicherungsabsicht. Wichtig ist dies vor allem deshalb, weil es bisweilen an Beweisschwierigkeiten hinsichtlich eines Betrugsmerkmals fehlen kann. 

II.
Die Voraussetzungen des § 265b StGB im Einzelnen

1.
Objektiver Tatbestand

a)
Täter

Täter des § 265b I Nr. 1 StGB kann hier wiederum Jedermann sein. Dagegen wird § 265b I Nr. 2 StGB von der h.M. ‑ wie dies bereits bei § 264a StGB der Fall war – als echtes Unterlassungsdelikt verstanden.

Täter des § 265b StGB kann nicht nur der Antragsteller selbst, sondern auch eine dritte Person sein.

Bedenken hinsichtlich einer Strafbarkeit können sich jedoch bei einem Mitarbeiter des auf Opferseite stehenden Kreditinstituts ergeben. Hier gilt folgendes:

Soweit der Mitarbeiter für die Antragsbehandlung unzuständig ist, kann er zweifelsfrei tauglicher Täter sein. Ist der Mitarbeiter dagegen für die Behandlung zuständig, so handelt es sich um einen Fall einer möglichen Untreue. § 265b StGB schützt daher letztendlich das Kreditwesen nur gegen Gefahren von außen, nicht aber gegen Angriffe von innen.

b)
Kreditbezug

§ 265b StGB verlangt, dass die Tat „im Zusammenhang mit einem Antrag auf Gewährung, Belassung oder Veränderungen der Bedingungen eines Kredits für einen (vorgetäuschten) Betrieb oder ein (vorgetäuschtes) Unternehmen" steht. 
Die Definition des „Kredits“ liefert dabei § 265b III Nr. 2 StGB. Einschlägig sind nur Kredite, die für einen Betrieb oder für ein Unternehmen beantragt werden. Dagegen genügt es nicht, wenn der Kredit der Gründung eines noch nicht existierenden Betriebes dient.
 Dagegen macht § 265b StGB keinen Unterschied, ob der Kredit für einen tatsächlich existierenden Betrieb/tatsächlich existierendes Unternehmen oder für einen nur vorgetäuschten Betrieb/ein nur vorgetäuschtes Unternehmen beantragt wird. Die Definition des Betriebes bzw. des Unternehmens liefert dabei § 265b III Nr. 1 StGB.

Der Kreditantrag muss die Gewährung bzw. Belassung eines Kredits betreffen oder auf Veränderungen von Kreditbedingungen zielen. Die Form des Antrags ist dabei gleichgültig. 

Der erforderliche Zusammenhang zwischen Tathandlung und Antrag ist bereits dann gegeben, wenn die unzutreffenden Angaben objektiv geeignet sind als Basis für eine Entscheidung über den Kreditantrag zu dienen. Glaubt der Täter lediglich, dass seine Angaben als Grundlage für eine Kreditgewährung dienen könnten, so liegt allenfalls ein untauglicher Versuch vor, der bei § 265b StGB jedoch nicht strafbar ist.
c)
Täuschung

Diese muss sich auf wirtschaftliche Verhältnisse beziehen (vgl. § 265b I Nr. 1 a, Nr. 1 b u. Nr. 2 StGB!). Dabei kommen wirtschaftliche Verhältnisse nicht nur in Bezug auf den Kreditnehmer, sondern auch in Bezug auf dritte Sicherungsgeber in Betracht.

Vorteilhaft sind alle Angaben, die geeignet sind, die Kreditentscheidung positiv zu beeinflussen. Im Einzelfall kann hier die Beurteilung schwierig sein, ob Angaben neutral bzw. sogar verschlechternd wirken und damit nicht unter § 265b StGB fallen. 

Die von § 265b StGB vorausgesetzte Entscheidungserheblichkeit ist nach dem Maßstab eines vernünftig kaufmännisch denkenden und handelnden Kreditgeber zu beurteilen.

Die Täuschung kann nach § 265b I Nr. 1 StGB durch Vorlage unrichtiger oder  unvollständiger Unterlagen (Nr. 1 a) oder durch schriftlich formulierte unvollständige oder unrichtige Angaben (Nr. 1 b) erfolgen.

Von § 265b I Nr. 2 StGB (Nichtmitteilung entscheidungsrelevanter Verschlechterungen; echtes Unterlassungsdelikt) werden daher nur diejenigen Fälle erfasst, in denen die wirtschaftlichen Verhältnisse auf den Erstellungszeitpunkt der Unterlagen bzw. Angaben wahr und vollständig sind. Dann maßen sich die Unterlagen bzw. Angaben nämlich nicht an, auf im Hinblick auf die wirtschaftlichen Verhältnisse im Vorlagezeitpunkt noch richtig und vollständig zu sein. Sie sind nur nicht auf dem neuesten Stand.

Beispiel: Der Antragsteller A gibt in den Kreditunterlagen einen tatsächlich existierenden Auftrag i.H.v. 1 Mio. € an (der Antrag bezieht sich auf den 1.3.2006). In der Folge gerät der Auftraggeber nach Ausführung des Auftrags in Zahlungsschwierigkeiten. A legt der Kreditanstalt dennoch den erteilten Auftrag vor, ohne von den Zahlungsschwierigkeiten des Auftraggebers zu berichten. Da hier die früher bestehende wirtschaftliche Situation (unter Einbezug des Auftragsvolumens i.H.v. 1 Mio. €) richtig dargestellt worden ist, sind die Unterlagen auch im Zeitpunkt der Vorlage noch wahrheitsgemäß, da die eingetretene Zahlungsunfähigkeit des Auftraggebers hieran nichts ändern kann. Die schlichte Vorlage kann nicht als tatbestandsmäßiges Täuschungsverhalten nach § 265b I Nr. 1 a bzw. Nr. 1 b StGB gewertet werden. Die Vorlage begründet jedoch eine Pflicht des A zur Aufklärung des Kreditgebers über zwischenzeitlich eingetretene Veränderungen. Gegeben ist daher § 265b I Nr. 2 StGB. 

Achtung: § 265b I Nr. 2 StGB beschränkt die Mitteilungspflicht auf Verschlechterungen, die bis zum Zeitpunkt der Vorlage bereits eingetreten sind! Spätere Veränderungen braucht der Kreditnehmer nicht unaufgefordert mitzuteilen (ganz h.M.). Der Kreditgeber kann sich dadurch schützen, dass er in regelmäßigen Abständen die Einreichung von aktuellen Unterlagen fordert. Man sollte deshalb entgegen der h.M. wohl auch keinen Betrug durch Unterlassen nach §§ 263, 13 StGB zulassen, wenn der Kreditgeber diese Selbstschutzmaßnahmen nicht ergreift. Es fehlt dann nämlich auch am für einen Garantenstellung notwendigen Vertrauensgrundsatz. 
Als Täuschungsadressaten gibt § 265b StGB ein Betrieb oder ein Unternehmen an. Dabei versteht es sich jedoch von selbst, dass als tatsächlicher Adressat nur eine natürliche Person in Frage kommt, die im Rahmen der Kreditvergabe dem Betrieb bzw. Unternehmen zuzurechnen ist. Entscheidend ist dabei nur, dass es sich dabei um eine Person handelt, die auf den Einfluss der Informationen in den Betrieb bzw. das Unternehmen einwirkt. 

2.
Subjektiver Tatbestand
Dieser setzt Vorsatz voraus, wobei bedingter Vorsatz genügt. Leichtfertigkeit reicht im Gegensatz zu § 264 III StGB nicht zur Strafbarkeitsbegründung aus. 

§ 265b StGB verlangt keine Bereicherungsabsicht und unterscheidet sich auch dadurch von § 263 StGB.
3.
Tätige Reue, § 265b II StGB 

Wie schon die vorangegangenen Vorschriften so enthält auch § 265b II StGB die Möglichkeit, Straffreiheit durch tätige Reue zu erlangen. § 265b II S. 1 StGB enthält dabei den kausalen Rücktritt vom beendeten Versuch, der § 24 I S. 1 Alt. 2 StGB nachgebildet ist. Notwendig ist dabei, dass der Antragsteller durch schadensabwendende Aktivitäten dafür sorgt, dass die beantragte Leistung vom Kreditgeber nicht erbracht wird. Bei einer Berichtigung erreicht der Täter, dass die beantragte Leistung nicht mehr „aufgrund“ der Tat erbracht wird. § 265b II S. 2 StGB ist § 24 I S. 2 StGB nachgebildet und regelt den nicht kausalen Rücktritt. Auf Tatbeteiligte wird § 24 II StGB analog angewandt. 











































































































































































































































































































































































� 	Vgl. Lackner/Kühl, § 264a, Rn. 3 m.w.N.


� 	Vgl. zum Streitstand Lackner/Kühl, § 264a, Rn. 12 m.w.N.


� 	Vgl. etwa Wessels/Hillenkamp, BT/2, Rn. 695. Dagegen aber Maurach/Schroeder/Maiwald, BT/I, § 41, Rn. 166 jeweils m.w.N.


� 	Vgl. dazu auch BGH NStZ 2000, 655.


� 	Vgl. BayObLG wistra 1990, 237.


� 	So jedenfalls Mitch, BT/II/2, § 3, Rn. 186.
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